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Die öffentliche, mündliche contradictoriſche Verhandlung theilt 
der E. mit dem engliſchen, franzöſiſchen, badiſchen und preußiſchen 
Rechte. 

Der $ 52 der badiſchen Vollzugsordnung vom 12. Juli 1864 
beſtimmt: Alle Verhandlungen von Verwaltungsrechtsſtreitigkeiten vor den 
Bezirksräthen und vor dem Verwaltungsgerichtshofe find öffentlich. 
Das Verfahren iſt mündlich. Die §§ 144 und 150 des preußiſchen Geſetzes 
ſetzen feſt: Erfolgt die Einleitung der Verhandlung (der Klaͤger gegen eine 
öffentliche Behörde kann hierauf verzichten), ſo werden beide Theile zur münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem Kreisausſchuſſe vorgeladen. Die mündliche Ver⸗ 
handlung erfolgt in öffentlicher Sitzung des Kreisausſchuſſes. § 190: 
Die mündliche Verhandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung des Ver⸗ 
waltungsgerichtes. ($ 29 des E.) Das Contradictoriſche findet in der 
öffentlichen Sitzung ſeinen Ausdruck darin, daß zu derſelben alle be⸗ 
theiligten Parteien und Behörden, beziehungsweiſe die Vertreter des 
öffentlichen Intereſſes geladen und in derſelben gehört werden müſſen. 
Ueber das Verfahren, die zu beobachtenden proceſſualiſchen Formen 
enthält namentlich die eitirte badiſche Vollzugsverordnung, ziemlich 
eingehende Beſtimmungen: §§ 32 122 mit Ausnahme der §§ 83.— 
88, insbeſondere die §§ 48 — 56, 67 — 74, 89 —94 und 99 — 122. 
Die Beſtimmungen des preußiſchen Geſetzes hierüber ſind enthalten in 
den $$ 140—154 und 88 187 - 198. d 

Bei einer Vergleichung dieſer Beſtimmungen tritt uns zunächſt 
als eine Eigenthümlichkeit des E. das der mündlichen Hauptverhand⸗ 
lung vorausgehende, lediglich ſchriftliche Vorverfahren entgegen, wie 
dies in den $$ 21, 23; 24, 25, 26 und 27 geregelt iſt, und feiner 
Weſenheit nach darin beſteht, daß die Beſchwerdeſchrift in Abſchrift 
der belangten Behörde zur Einbringung der Gegenſchrift und dieſe 
wiederum in Abſchrift der befchwerdeführenden Partei mitzutheilen iſt. 
An dieſe Schrift und Gegenſchrift kann ſich dann noch eine ſchriftliche 
Replik und Duplik anſchließen ($ 25). Eine mögliche Ausnahme von 


dieſer Schriftlichkeit liegt nur in der Vorſchrift, daß die betheiligten 
Parteien auch ſchon vor der mündlichen Hauptverhandlung vernommen 
werden können und in der Beſtimmung des § 28, nach welchem der 
Verwaltungsgerichtshof darauf Bedacht zu nehmen hat, daß in dem 
vor ihm durchgeführten Verfahren alle betheiligten Perſonen gehört 
werden. Nach dem badiſchen Rechte dagegen hat der mündlichen Haupt⸗ 
verhandlung der Regel nach eine vornehmlich mündliche Vorverhand⸗ 
lung vorauszugehen, und namentlich kommt hier in Betracht die Tag⸗ 
fahrt zur Eröffnung des Ergebniſſes der Vorverhandlung, von welcher 
allerdings, jedoch nur ausnahmsweiſe Umgang genommen werden kann 
(§ 69 der citirten Berordnung), und die Tagfahrt zur Verhandlung 
über die in dem Recurſe an den Verwaltungsgerichtshof vorgebrachten 
neuen Thatſachen und Beweiſe ($ 91). Dem Gegentheile iſt die Ein⸗ 
gabe an den Bezirksausſchuß nur dann mitzutheilen, wenn er nicht 
bereits vernommen iſt (§ 68). Die Recursausführung an den Ver⸗ 
waltungsgerichtshef, wenn keine neueren Thatſachen oder Beweiſe darin 
vorgetragen find, alſo keine Tagfahrt anberaumt wird, find dem Gegen- 
theile mitzutheilen. Nach dem preußiſchen Geſetze wird allerdings, jedoch 
nur nach dem Ermeſſen des Kreisausſchuſſes der gegen eine öffentliche 
Behörde gerichtete Klageantrag derſelben zur ſchriftlichen Gegenerklä⸗ 
rung mitgetheilt (§ 143), und mit der Einladung zur öffentlichen 
mündlichen Verhandlung erfolgt die Mittheilung der Klageſchrift an 
die Gegenpartei, eventuell der Gegenerklärung an die klagende Partei 
jederzeit (SS 144, 160 und 161), dagegen binden die Beſtimmungen 
der §§ 146— 148, beziehungsweiſe SS 191 und 194 den Kreisaus- 
ſchuß und beziehungsweiſe den Verwaltungsgerichtshof weder an die 
Feſtſtellung der Thatſachen und Erhebung der Beweiſe in der öffent⸗ 
lichen mündlichen Hauptverhandlung, noch viel weniger aber für dieſe 
der letzteren vorangehende Feſtſtellung und Erhebung an ein ſchriftliches 
Verfahren. 


Die beiden principiellen Fragen, welche wir hier zu behandeln 
haben, ſind die nach der Proceßmaxime und die nach dem Beweis⸗ 
verfahren. Die erſtere ſtellt ſich jo: Verhandlungs⸗ oder Unterſuchungs⸗ 
marime ? 


Sowohl das badische als das preußiſche Geſetz ſchreiben die Un⸗ 
terſuchungsmaximen vor. In der badiſchen Vollzugsverordnung findet 
1 klaren Ausdruck in den Beſtimmungen der §8 32, 48, 49 
und 53. 


Das preußiſche Geſetz ſpricht ſie durch folgende Beſtimmungen 
aus: § 146: Der Kreisausſchuß hat die Thatſachen, welche für die 
von ihm zu treffende Entſcheidung erheblich ſind, von Amtswegen zu 
erforſchen und feſtzuſtellen, ſo wie den Beweis in vollem Umfange 
zu erheben. § 149: Der Kreisausſchuß darf bei feiner Entſcheidung 
nicht über den vor ihn gebrachten Gegenſtand (nicht das Petitum) 
und nicht über den Kreis der in der Verhandlung vertretenen Par⸗ 
teien hinausgehen. Die Beiladung ſolcher Betheiligter, deren Intereſſe 
durch die zu erlaſſende Entſcheidung berührt wird, findet von Amts⸗ 
wegen ſtatt. In dieſem Falle gilt die Entſcheidung auch gegenüber den 
Beigeladenen. § 155: Gegen die Entſcheidungen des Kreikausſchuſſes 


ſteht aus Gründen des öffentlichen Intereſſes dem Vorſitzenden des 
Kreisausſchuſſes (§ 136) das Recht der Berufung zu. 

Die Unterſuchungsmaxime in der Verwaltungsgerichtsbarkeit als 
einer Gerichtsbarkeit öffentlichen Rechts hat man vielfach als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich angeſehen und hierin gerade den weſentlichſten Unterſchied 
zwiſchen dem Civil⸗ und Adminiſtrativproceſſe zu finden geglaubt. In 
dieſem Sinne ſpricht ſich auch die Abhandlung Dr. Ernſt Baron 
Exterde's in Nr. 20 dieſer Zeitſchrift vom Jahre 1872 aus. Dieſer 
Anſchauung iſt Gehetmrath Schmitt in der oben citirten badiſchen 
Zeitſchrift Nr. 25, vom Jahre 1871 entgegen getreten, und derſelbe 
tritt in Bekämpfung der bezüglichen Beſtimmungen des badiſchen Rechtes 
für die Verhandlungsmaxime ein. Jusbeſondere bemerkenswerth iſt hie⸗ 
bei das Geſtändniß desselben, daß, obwohl in Baden die Unterſuchungs⸗ 
maxime feſtgeſetzt iſt, dieſelbe trotzdem dort im Leben nicht durchge⸗ 
führt werde. 

Nach dem E. gelangt zunächſt das ne procedat ex officio in 
dem Sinne zur vollen Anwendung, daß der Verwaltungsgerichtshof 
nur auf Anrufen des ſubjectiv Berechtigten einſchreitet (§ 5). Soviel 
aus den übrigen, für die Beantwortung unſerer Frage ſehr mageren 
Beſtimmungen zu entnehmen iſt, herrſcht nach denſelben auch ſonſt 
die Verhandlungsmaxime vor. Auf die Thatſachen und die Beweiſe 
derſelben kann nach dem E. überhaupt dieſe Frage nicht ausgedehnt 
werden. Muß ja doch der Verwaltungsgerichtshof auf Grund des in 
der letzten adminiſtrativen Inſtanz angenommenen Thatbeſtandes er⸗ 
kennen. Und ſelbſt, wenn derſelbe ausnahmsweiſe noch zu ergänzen — 
nicht zu berichtigen — wäre, hat die adminiſtrative Behörde dieſe 
Vervollſtändigung zu beſorgen, und folgerichtig muß interpretirt werden, 
wie ſie ihn ergänzt und vervollſtändigt, ſo muß er von dem Verwal⸗ 
tungsgerichtshofe acceptirt werden. Dadurch, daß der Thatbeſtand 
bereits gegeben iſt, entfällt demſelben gegenüber überhaupt jede Thä⸗ 
tigkeit, ſowohl des Richters als der Parteien. Er kann von dem erſteren 
nicht richtiggeſtellt, aber es kann auch von den letzteren über den Thatbe⸗ 
ſtand nicht disponirt werden. Jedenfalls kann der Richter die thatſäch⸗ 
lichen Motive ſeines Urtheiles nur aus den Materialten ſchöpfen, welche 
ihm der eine ſtreitende Theil, die Adminiſtrativbehörde an die Hand 
gibt (v. Bayer, Civilproceß, § 12). Die Beſtimmung des § 28 iſt 
nur eine billige Conſeguenz davon, daß durch das Judicat auch Pers 
ſonen betroffen werden können, welche in dem Proeeſſe nicht als Par⸗ 
teien auftreten, was in der Eigenthümlichkeit des Streites als eines 
zwiſchen Behörde und Einzelnem ſeinen Grund hat. 

Für die Unterſuchungsmaxime könnte noch angeführt werden, 
daß nach § 33 der Vorſitzende von Amts wegen für die vollſtändige 
Erörterung der Angelegenheit ſorgt, aber dieſe Beſtimmung enthält 
unſerer Auffaſſung nach den übrigen Beſtimmungen gegenüber kein 
novum, als daß ſie dem Vorſitzenden innerhalb derſelben die Proceß⸗ 
leitung überträgt, welche — wenigſtens als negative Proceßleitung 
(Grolmann) — immer von Amts wegen vorgehen muß. Für die 
Verhandlungsmaxime ſprechen, daß die Beſchwerde die einzelnen Be⸗ 
ſchwerdepunkte genau zu bezeichnen hat, insbeſondere aber der § 35, 
nach welchem das Ausbleiben oder die Entfernung der Partei als 
Abſtehen von der Beſchwerde anzuſehen iſt und nur mehr über das 
Tragen der Koſten verhandelt werden kann, endlich, daß nach § 7 
der Verwaltungsgerichtshof nur dann die Verfügung oder Entſchei⸗ 
dung aufzuheben hat, wenn er die Beſchwerde, alſo die von der 
Partei erhobene Beſchwerde, gegründet findet. Was endlich das ne 
eat ultra petita partium betrifft, jo kann dieſes Petitum von vorn⸗ 
herein nur auf die Aufhebung der Verfügung oder Entſcheidung ge⸗ 
richtet ſein, gegen welche die Beſchwerde gerichtet iſt. Der Entwurf 
als eine in ſeiner Art einzige Schöpfung macht es eben nicht leicht, 
wiſſenſchaftliche Principien aus demſelben herauszulöſen. So ſehr wir 
uns auch im Allgemeinen der in der oben citirten Abhandlung Ex⸗ 
terde's vertretenen Anſicht anſchließen und in der allgemeinen Einfüh⸗ 
rung der Verhandlungsmaxime für eine Verwaltungsgerichtsbarkeit, 
wie wir ſie denken mit Schmitt nicht einverſtanden ſind, ſie vielmehr 
nur dort für zuläſſig erklären, wo das zu ſchützende ſubjective Recht 
bis auf ſeine Entſtehung jede öffentlich⸗rechtliche Qualität verloren 
hat; fo ſehr müſſen wir uns conſequenterweiſe für die Verwaltungs; 
gerichtsbarkeit des Entwurfes für die Verhandlungsmarime ausſpre⸗ 
chen, denn hier wird lediglich das ſubjective Recht und nur dann ge⸗ 


ſchützt, wenn dem Berechtigten es geltend zu machen beliebt. Es han⸗ 


delt ſich alſo hier lediglich um die formelle Wahrheit und es wäre 
nicht am Platze, aus einem ſo zufälligen Anlaſſe die materielle 
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Wahrheit feſtſetzen zu wollen. Inwiefern daher, weil ſich Jemand 
irgendwie beſchwert erachtet, nicht nur bis zu dem Maße der Be⸗ 
ſchwerde Abhilfe geſchaffen, ſondern die ganze Verfügung oder Ent⸗ 
ſcheidung aufgehoben werden muß, erſcheint dies ſchon aus dem eben 
Angeführten nicht angemeſſen. * o 

Nach dem bereits Geſagten kann nach dem Entwurfe pon einem 
Beweisverfahren nicht die Rede ſein. Selbſt wenn die nach § 27 
mitgetheilten Acten ergeben follten, daß der von der adminiſtratiwen 
Behörde angenommene Thatbeſtand nicht richtig ſei, kann doch nur 
im Sinne des § 6 auf Grund des letzteren erkannt werden. Das⸗ 
Erheben von Thatſachen und von Beweiſen für dieſelben entfällt, wo 
die entſcheidende Behörde an einen bereits gegebenen Thatbeſtand 
gebunden iſt. Es entfallen daher auch die darauf bezüglichen Beſtim⸗ 
mungen, wie über die Beweismittel. Solche enthalten die badiſchen 
und preußiſchen Vorſchriften beiſpielsweiſe in § 44, beziehungsweiſe 
in den SS 146— 148 ($ 194). 

Daß dann dort, wo es ſich nicht mehr um die Beurtheilung 
der Thatfrage, ſondern nur mehr um die der Rechtsfrage handelt, der 
Richter nur an feine freie juriſtiſche Ueberzeugung gebunden iſt, er⸗ 
ſcheint als ſelbſtverſtändlich. 

— — Als einen der ſchwächſten Punkte des ganzen E. muß die Gel⸗ 
tendmachung im engeren Sinne bezeichnet werden. Hier tritt es noch 
einmal recht klar vor Augen, daß die Rechtshilfe des E. nur eine 
außerordentliche iſt. Von den betrachteten Geſetzgebungen ähnelt nur 
die franzöſiſche in dieſer Hinſicht dem E. Die Thätigkeit der Conſeils 
iſt in dieſer eine mehr berathende und begutachtende als eine entſchei⸗ 
dende, und die Entſcheidungen des Conseil d' Etat können von der 
höchſten Gewalt beſtätigt oder abgeändert werden. Im engliſchen Rechte 
ſteht neben der Gerichtsbarkeit über das Privat⸗ und Strafrecht die 
Verwaltungsjurisdiction auch in dieſer Hinſicht ebenbürtig da. Nach 
badiſchem und preußiſchem Rechte iſt auch hier die Jurisdiction eine 
durchaus ordentliche, der Recurs hat der Regel nach aufſchiebende 
Wirkung ($ 80 der badiſchen Verordnung), nach § 157 des preußi⸗ 
ſchen Geſetzes ſuspendirt die Berufung aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes einftweilen ſogar die Verkündigung des Beſchluſſes, der 
Inhalt des Judicates iſt nicht auf einen negativen Ausſpruch beſchränkt, 
hinſichtlich des Vollzuges endlich beſtimmt § 45 der badiſchen Ver⸗ 
ordnung: Der Vollzug der in Verwaltungsſtreitigkeiten ergangenen 
Entſcheidungen und Erkenntniſſe geſchieht durch die Bezirksämter. 
§ 165 des preußiſchen Geſetzes jagt: Die Vollſtreckung der von dem 
Kreisausſchuſſe getroffenen Entſcheidungen liegt dem Vorſitzenden des⸗ 
ſelben ob und § 197: Die Vollſtreckung der Entſcheidungen des 
Verwaltungsgerichtes erfolgt durch den Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes 
nach den Vorſchriften des § 165. 

Nach dem E. hat die Berufung an den Verwaltungsgerichtshof 
der Regel nach und von rechtswegen keine aufſchiebende Wirkung, 
($ 18), derſelbe iſt eine Caſſationsinſtanz und „die Verwaltungsbe⸗ 
hörden ſind verpflichtet, in der Sache die weiteren Verfügungen zu 
treffen, wobei fie an die in dem Erkenntniffe des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes ausgeſprochene Rechtsanſicht gebunden find.“ ($ 7). 

Wird bedacht, daß, um die aufſchiebende Wirkung zu erlangen, 
die Partei hierum erſt bei der Verwaltungs behörde, alſo dem 
Streitgegner, welcher von vorneherein ſeine rechtskräftige Entſcheidung 
als eine geſetzesmäßige betrachten muß, anſuchen muß, wird weiter bes 
dacht, welcher die weiteſte Interpretation zulaſſende Ausdruck der des 
Gebotenſein's durch öffentliche Rückſichten iſt und wie verſchieden ſelbſt 
der unwiederbringliche Nachtheil ausgelegt werden kann (hier wird 
namentlich die Frage entſtehen, ob dort überall von einem unwieder⸗ 
bringlichen Nachtheil die Rede ſein könne, wo nur mehr der Schaden⸗ 
erſatz im Gelde eintreten kann, ſo in Expropriationsfällen), ſo iſt die 
vorliegende Beſtimmung eine dem zu ſchüßenden ſubjectiven Rechte 
ſehr abträgliche. 0 s 8 

Gegen die Caſſationsinſtanz erheben wir den bereits angedeute⸗ 
ten Tadel, daß es das Kind mit dem Bade ausſchütten hieße, lediglich 
aus dem Grunde weil eine Verfügung oder Entſcheidung etwa nur 
incidenter Einen oder Mehrere in ihren ſubjectiven Rechten verletzt 
und ganz nach zufälligem Belieben irgend Jemand aus den Verletzten 
es für gut findet, ſein Recht zu verfolgen, die ganze öffentlich⸗recht⸗ 
liche Entſcheidung zu beheben. Dies heißt den öffentlichen Rechtszu⸗ 
ftand von dem Belieben Einzelner abhängig machen 

Der E. ſteht auf dem Standpunkte, daß durch die rechtskräftige 
adminiſtrative Entſcheidung der öffentlich rechtliche Zuſtand in ent» 


ſprechender Weiſe geregelt erſcheint, ſonſt müßte auch aus öffentlichem 
Intereſſe die Entſcheidung anfechtbar ſein. Dem gegenüber wäre es, 
um nicht, wie bereits geſagt, das öffentliche Intereſſe eine unwürdige 
Rolle ſpielen zu laſſen, die einzig mögliche Conſequenz geweſen, daß 
der Verwaltungsgerichtshof im Falle er die Beſchwerde begründet 
findet, die Geſammtheit, Gemeinde, Bezirk, Land oder Stadt zum 
Schadenerſatze an die verletzte Partei verurtheilt hätte, und wo dies 
nicht thunlich, hätte die Rechtshilfe entfallen müſſen. 

Da nach dem ganzen E., insbeſondere nach den proceſſualen 
Vorſchriften der Gegenſtand der Thätigkeit des Gerichtshofes ein Streit 
zwiſchen ſubjectiv Berechtigtem und Verwaltungsbehörde iſt, fo ſteht 
es doch mit allen hieher gehörigen Grundſätzen in einem argen Wider⸗ 
ſpruche, es kurzweg der ſachfälligen Partei zu überlaſſen, was ſie nun⸗ 
mehr zu verfügen für gut befindet und ſie hiebei nicht weiter als an 
die Rechtsansicht des Gerichtshofes zu binden. Dieſe muß, nebenbei 
bemerkt, den Entſcheidungsgründen entnommen werden. Dieſe Rechts⸗ 
anſicht wird in vielen Fällen, namentlich dort, wo die Verfügung oder 
Entſcheidung bereits vollzogen iſt, unmittelbar gar nicht mehr anwend⸗ 
bar ſein. Die Wirkung derſelben wird in ſolchen Fällen nicht ſo weit 
gehen, daß ſich die Verwaltungsbehoͤrde ohne eine ausdrückliche geſetz⸗ 
liche Beſtimmung und ohne einen unmittelbaren darauf gerichteten 
Ausſpruch etwa ſelbſt zu einem Schadenerſatze verhält. 

Und welche Sanction ſteht der im § 7 ausgeſprochenen Ver⸗ 
pflichtung gegenüber? Die Beiſpiele dafür, daß ſolchen Verpflichtungen 
nicht immer nachgekommen wird, haben wir bereits gegeben. 

Abgefehen von der durch das Civilrecht auferlegten Verpflich⸗ 
tung, daß jeder für ſein Verſchulden einſtehen muß, was wir nur der 
Vollſtändigkeit wegen erwähnen, gibt es den autonomen Organen, 
wenigſtens in ihrer Spitze, und dies iſt hier faſt ausſchließlich maß⸗ 
gebend, gegenüber kein geſetzliches Mittel als die Auflöſung der Lan⸗ 
desvertretung, und mit den ſtaatlichen Organen wären wir in letzter 
Linie glücklich wieder bei der Miniſterverantwortlichkeit angelangt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Durch die budgetmäßige Beſchlußfaſſung zur Vornahme von Fe⸗ 
ſtungsbauten iſt die Vorausſetzung des $ 365 a. b. G. B. für Ex⸗ 
propriationen zu fraglichen Zwecken gegeben. N 

Die Statthalterei in Lemberg hat in einem Berichte an das 
Miniſterium des Innern aus dem Grunde, weil anläßlich der mit 
a. h. Entſchließung vom 2. Auguſt 1871 genehmigten Befeſtigungs⸗ 
bauten in Przemysl Expropriationen ſtattzufinden hätten, die Anfra⸗ 
gen geſtellt: 1. ob nicht im Sinne der Beſtimmungen des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, Art. 5, R. G. Bl. Nr. 142 
ein eigenes Geſetz erforderlich wäre, welches die Enteignung der zum 
Feſtungsbaue in Przemysl nöthigen Grundſtücke ꝛc. als zuläſſig er⸗ 
kennt; 2. ob, wenn dieſes Geſetz entfällt in jenen Fällen, wo im 
gütlichen Wege die nöthigen Grundſtücke ꝛc. von den Eigenthümern 
nicht erlangt werden können, die Schöpfung eines eigenen Expropria⸗ 
tionserkenntniſſes auf Grund der Beſtimmungen des § 365 des a. b. 
G. B. erforderlich iſt; 3. welcher Behörde die Schöpfung dieſes Er⸗ 
kenntniſſes zuſteht und ob hiezu eine ad hoc aufzuſtellende gemiſchte 
Commiſſion beſtimmt werden kann? 

Dieſe Anfrage nun hat das k. k. Miniſterium des Innern unterm 
6. Mai 1873, 3. 6353 im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſte⸗ 
rium für Landesvertheidigung in folgender Weiſe beantwortet: 

„Das Zuſtandekommen eines ſpeciellen Geſetzes, welches die 
Enteignung der für die Befeſtigungsbauten in Przemysl nöthigen 
Grundſtücke ꝛe. als zuläſſig erkennt, erscheint nicht nothwendig; denn 
nach Art. 5 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Dec. 1867 kann eine Ent⸗ 
eignung gegen den Willen des Eigenthümers nur in den Fällen und 
der Art eintreten, welche das Geſetz beſtimmt. Der § 365 enthält 
die geſetzliche Beſtimmung für die Zuläſſigkeit der Enteignung zu 
Zwecken des allgemeinen Beſten und das wirkliche Eintreffen dieſer 
Bedingung und der Staatsrückſichten iſt im vorliegenden Falle durch 
die a. h. Entſchließung vom 2. Auguſt 1871, womit der Bau der 
fraglichen Befeſtigungswerke genehmigt wurde, ſowie durch den a. h. 
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ſanctionirten Beſchluß der Delegationen auf Einſtellung der hiezu er⸗ 
forderlichen Geldmittel in den gemeinſamen Staatsvoranſchlag außer 
Zweifel geſtellt. ? 

In den Fällen, wo die zur Ausführung dieſer Befeſtigunge⸗ 
bauten nach dem genehmigten Plane erforderlichen Grundſtücke im 
gütlichen Wege nicht abgetreten werden, iſt von der competenten poli⸗ 
tifchen Behörde auf Grund der Nachweiſung der betreffenden Militär⸗ 
behörde über die Nothwendigkeit der Erwerbung des fraglichen Grund⸗ 
ſtückes zum Zwecke des Befeſtigungsbaues — ein Expropriations⸗ 
erkenntniß zu fällen. 

Zur Schöpfung des Expropriationserkenntniſſes iſt die Conſti⸗ 
tuirung einer gemiſchten Commiſſion, wie ſelbe aus Anlaß der Befe⸗ 
ſtigungsbauten in Krakau mit dem Erlaſſe des Staatsminiſteriums 
vom 30. März 1857, 3. 8093 angeordnet wurde, weder nothwendig 
noch angedeutet und iſt die Statthalterei zur Fällung der betreffenden 
Expropriationserkenntniſſe in erſter Inſtanz berufen“. 

Uebrigens nahm das Miniſterium des Innern keinen Anftand, _ 
den Statthalter zu ermächtigen, für die zur Acquirirung von Grund⸗ 
ſtücken im gütlichen Wege zu pflegenden Verhandlungen eine gemiſchte 
Commiſſton' im Einvernehmen mit dem k. k. Generalcommando in 
Lemberg zu beſtellen und für dieſelbe nöthigen Falles die erforderliche 
Inſtruction im Einvernehmen mit der genannten Militärbehörde 
hinauszugeben. II. 


Behandlung unſtatthafter Necurſe im politiſchen Strafverfahren 
bei Wahrung des Aufſichtsrechtes des Miniſteriums. . 
Jakob R. in E. wurde wegen unberechtigtem Eintriebe von 
10 Stück Schafen in den ehemals ärariſchen E. .. Wald, (nun 
Eigenthum des Leopold P.) vom Bezirkshauptmanne in S. nach 
§ 60 und $ 62 des Forſtgeſetzes zu 10 fl. Strafe und 60 kr. Scha⸗ 
denerſatz verurtheilt. Die Landesregierung beſtätigte das erſtinſtanz⸗ 
liche Urtheil, da die von R. behauptete Erſttzung des Weiderechtes ſich 
nur als eine allerdings durch viele Jahre fortgeſetzte geſetzwidrige 
Handlung herausſtellte, wegen welcher derſelbe in letzterer Zeit ſogar 
ſchon beſtraft worden. - 
Den gegen die gleichlautenden Entſcheidungen der Unterbehör⸗ 
den von R. ergriffenen Recurs hat das Miniſterium des Innern 
ddo. 6. März 1873, 3. 16341 — 1872 in Gemäßheit des § 3 der 
Miniſterialverordnung vom 31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31 als un⸗ 
ſtatthaft zurückgewieſen und hiebei der Landesregierung über ihre An⸗ 
frage, ob bei Recurſen gegen gleichlautende Entſcheidungen über Forſt⸗ 
frevel noch fernerhin nach der Miniſterialverordnung vom 7. Februar 
1859, 3. 32514 vorzugehen ſei, derſelben im Grunde des § 71 des 
Forſtgeſetzes und des Geſetzes vom 23. Juli 1871, R. G. B. Nr. 
82 Sj1 erſtes Alinea und lit b. zweiter Satz bedeutet, „daß unſtatt⸗ 
hafte Recurſe von den Unterbehörden, bei welchen ſie einlangen, ſo⸗ 
fort zurückzuweiſen ſind, daß ſich jedoch das Miniſterium als oberſte 
Aufſfichts⸗ und leitende Behörde vorbehalten muß, in allen Fällen, wo 
ihm Grund dazu vorhanden zu ſein ſcheint, über unmittelbar daſelbſt 
einlangende Beſchwerden die Actenvorlage anzuordnen.“ St. 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretären des Miniſteriums des Innern 
Johann Konſtantinowiez und Johann Maldoner den Titel und Charakter 
von Sectionsräthen taxfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Hilfsämter⸗Dire ctionsadjuncten im Miniſterium 
für Landesvertheidigung Bartholomäus Kruta den Titel und Charakter eines Hilfs⸗ 
ämterdirectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath Sebaſtian v. Froſchauer über 
deſſen Bitte von dem Amte eines Landeshauptmannes in Vorarlberg enthoben und den 
Advocaten Dr. Anton Juſſel zum Nachfolger im Amte ernannt. 

Seine Majeſtät haben Allerhöchſtihrem Privat⸗Familienfondscaſſen⸗Direetor, 
Hofrathe Karl Ritter v. Seifert das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Regierungsrath der Wiener Polizeidirection Joſeph 
Gariup zum Polizeidirector in Trieſt und den Seeretär im Miniftertum des Innern 
Jakob Hirtl zum Regierungsrathe bei der Wiener Polizeidireetion ernannt. 

Seine Majeftat haben den eee I. Claſſe Eduard Straßer in 
Czernowitz zum Regierungsrathe bei der dortigen Landesregierung ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem fürſtlich Fürſtenberg'ſchen Centraldirector und Do⸗ 
mänenrath Karl Goltz das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Landesſanitätsrathe, Profeſſor Dr. Ferdinand 
Skibinski in Czernowitz den kaiſerlichen Rathstitel tarfrei verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den Bezirkscommifſär Franz Sedelmayer 
zum Bezirkshauptmanne in Steiermark ernannt. a 

Der Minifter des Innern hat die Bezirkscomiſſäre Roman Zdankiewicz 


und Julian Burzynski zu Bezirkshauptmännern in Gallzien ernannt. 


Der Minifter des Innern hat den Bezirkscommifſär Michael Köhler zum 
Bezirkshauptmanne in der Bukowina ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Miniſterialconcipiſten Friedrich Selka und 
Wenzel Svihovee, dann die im Miniſterium des Innern in Verwendung ſtehenden 
Statthaltereiconcipiſten Anton v. Krekich, Maxmilian Janſekowitſch, Alexander 
Schemerl, Wenzel Schenek und Rudolf Fiſchbach, den Bezirkscommifſär Joſef 
v. Grabmayr und den Regierungsconcipiſten Franz Ritter Wacel v. Orl is zu 
Miniſterial⸗Viceſecretären im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die im Miniſterium des Innern in Verwendung 
ſtehenden Statthaltereiconcipiſten Joſeph Negrusz, Zeno Freih. v. Moſch, Anton 
Anda hazy und Dr. Karl Watzk a zu Miniſterialconcipiſten ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Alfred Pruckl zum Be⸗ 
zirkshauptmann in Mähren ernannt. 

Der Minifter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Joſeph Edlen v. Huber 
zum Bezirkshauptmann in Ober⸗Oeſterreich ernannt. 

Der Minifter des Innern hat den Regierun gs concipiſten Julius Kr dh zum 
Bezirkshauptmann in Schleſien ernannt. — 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den mit Titel und Rang eines 
Rechnungsrathes ausgezeichneten Rechnungsoffieial erſter Claſſe, Herman Igl, zum 
Rechnungsrathe im Rechnungsdepartement des Miniſteriums für Cultus und Unterricht 
ernannt 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat die Miniſterialconcipiſten Dr. 
Anguft Ritter v. Kleemann und Alois Khayl zu Miniſterial⸗Viceſeeretären im 
Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Minifter für Cultus und Unterricht hat den Statthaltereiconceptsadjunc⸗ 
ten Auguſt Tauber v. Taubenberg zum Miniſterialconcipiſten im Miniſterinm 
für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat zu Forſtmeiſtern bei den Forſt⸗ und Domänen⸗Direc⸗ 
tionen ernannt und zwar: 8 

für Nieder⸗Oeſterreich: den Forſtmeiſter Anton Zeſchall in Neuwaldegg 
und den Oberförſter Hugo Chriſtianell in St. Corona; 

für Ober⸗Oeſterreich und das Salzkammergut: den Forſtmeiſter Michael 
Hofer in Auffee, den Oberförſter Anton Beth in Ebenſee und den Oberförſter Joſeph 
Pitaſch am Anninger; 

für Salzburg: den Forſtſecretär Hermann Schei ber in Innsbruck; den 
Oberförſter Mathias Lürzer v. Zehenthal in Alland und den Oberförſter Ignaz v. 
Zinis in Zinkenbach; 

für Tirol und Vorarlberg: den Forſtinſpector Albert Stainer in Klagenfurt, 
dann den Forſteommiſſär Gottfried v. Poſch und den Forſteoncipiſten Franz Prar- 
marer in Innsbruck; | 

für Steiermark und Kärnten: den Minifterlaleoncipiften Leo Titz und den 
Forſtrommiſſär Michael Stainin ger in Innsbruck; 

für Krain, Küſtenland und Dalmatien: den Forſtinſpector Ludwig Diemitz 
in Laibach und den Forſtmeiſter Joſeph Redl in Görz; 

endlich für Galizien: den Finanzſecretär Karl Mikolasz in Lemberg; den 
Forſtmeiſter Joſeph Brodowiez in Kalusz. 


Erledigungen. 


Forſtinſpectorsſtelle bei der Salzburger Landesregierung mit 1200 fl. Gehalt 
und 800 fl. Reiſepauſchale, bis 12. Juli. (Amtsblatt Nr. 135.) 

Landes⸗Ingenieurſtelle zu St. Johann in Pongau mit 1000 fl. Gehalt, 
Quinquennalzulage und 150 fl. Quartiergeld, Meilengeld pr. 1 fl. 40 kr. und Diäten 
mit 3 fl. täglich, bis 25. Juni. (Amtsblatt Nr. 136.) 5 

Aſſiſtenten⸗ und Secundararztesſtelle im Laibacher Gebärhauſe mit 315 fl. Ad⸗ 
jutum und Beheizungs⸗ und Beleuchtungsäquivalent pr. 42 fl., freier Wohnung und 
einer Remunergation pr. 85 fl., bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 137.) 

Amtsa tenſtelle bei der k. k. Taxamtscaſſe in der 11. Rangsclaſſe mit den 
nach derſelben enden Bezügen, bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 137.) 

Poſtacceſſiſtenſtelle erfter Claſſe in Niederöſterreich mit 600 fl. Jahresgehalt 


gegen Caution von 400 fl., bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 138.) 
.. r . . ͤ— . , ̃⅛ -.., ̃ . 


Druckerri der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


